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Drudvsache Nr. 2825 


Anfrage Nr. 230 

der Abgeordneten Sdimücker, 
Kühling und Genossen 


betK Wiedergulmachung nationalsozialistischen 
Unredits. 


Als „nicht durchaus zuverlässige” Arbeitnehmer und unter Hinweis 
auf das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums wurden 
1933 und später als Antifaschisten bekannte Arbeiter und Angestellte 
u. a. von der Kriegsmarinewerft Wilhelmshaven entlassen. Das in 
diesem Jahre ergangene Gesetz zur Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts hat diesen Personen noch keinen Ausgleich 
gebracht, so daß sie heute noch unter den ihnen wegen ihrer Gesinnung 
vom nationalsozialistischen Regime zugefügten Nachteilen zu leiden 
haben. So sind zum Beispiel die Zusatzversorgungen für sie noch ver- 
loren oder erheblich gemindert und die Invaliden- bezw. Ange- 
stellten-Rcnten selbst durch die infolge der zwangsweisen Erwerbs- 
losigkeit oder Minderbeschäftigung ruhenden oder erniedrigten Bei- 
tragslcistungen gering. 

Wir bitten die Bundesregierung um Auskunft, was sie zu tun ge- 
denkt, um die berechtigten Wiedergutmachungansprüche dieses etwa 
1000 Menschen umfassenden Personenkreises zu erfüllen. 


Bonn, den 14. November 1951 
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